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Krankenhaus ist Teamarbeit. Auch der tollste Chefarzt kann nicht 
erfolgreich operieren, wenn der OP nicht sauber, das Besteck nicht 
steril, die OP-Pflegerin oder der Operations-Technische Assistent 
nicht auf Zack sind. Ohne Therapeut*innen, Servicekräfte, Medizi-
nische Technolog*innen, Logistik, Technik, Küche, Verwaltung und 
all die anderen Berufsgruppen funktioniert keine Klinik, ob Akut, 
Psychiatrie oder Rehabilitation. Alle werden gebraucht –  
und alle haben gute Arbeitsbedingungen,  
eine angemessene Bezahlung  

und Wertschätzung verdient. Und: Alle gehören dazu. Es muss 
endlich wieder überall heißen: ein Betrieb – eine Belegschaft – ein 
Tarifvertrag. Erkämpft haben das beispielsweise die Servicekräfte 
am Städtischen Krankenhaus Kiel, die ab Silvester wieder zur 
Muttergesellschaft gehören. TVöD inklusive.   
Siehe Seite 3

Gesundheit,  
Soziale Dienste, Bildung  
und Wissenschaft

»Ohne uns geht es nicht« 
Servicebeschäftigte fordern 
Anerkennung.

                         Seite 3

Nicht abhängen lassen!  
Landesbeschäftigte starten 
Tarifbewegung.

            Seiten 4 und 5

Bosenberg organisiert sich 
Von 15 auf 127 ver.di- 
Mitglieder bei Mediclin im  
Saarland.                  Seite 8    

Wir
Ben, 

Reinigungskraft 

Anna und Merle, 

              Radiologie

Michael, Koch

Silvia, Anästhesie-Pflegerin
Charlotte, Intensiv-pflegerin

alle
Krankenhaussind das

Sophie, Hebamme 

Petra, Textilreinigerin

Hendrik, Internist

Alle Beschäftigten werden für eine gute Versorgung gebraucht

Klinik ZEITUNG

–––––

Steffen, Krankenpfleger
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AnnEke, Ergotherapeutin

IVaN, Transportdienst

KRANKENHAUS.VERDI.DE

Paul Lovis Wagner

Winter 2023/24



Die Diskussionen um die Krankenhaus- 
reform gehen in die entscheidende Phase. 
Jetzt muss sich zeigen, dass es der Bundes-
regierung damit ernst ist, eine gute Ver-
sorgung ins Zentrum zu rücken und das 
Gewinnstreben zurückzudrängen.

Qualitätsstandards festzulegen, ist dafür 
sinnvoll. Klar ist allerdings, dass Qualität 
nicht nur daran gemessen werden kann, 
welche Technik zur Verfügung steht oder 
wie oft eine bestimmte Behandlung durch-
geführt wird. Maßgeblich ist auch, dass 
genug qualifiziertes Personal vorhanden ist. 
Deshalb müssen die Personalvorgaben für 
die Pflege (PPR 2.0), Intensivstationen (IN-
PULS) und Psychiatrien (PPP-RL) vollständig 
und verbindlich umgesetzt werden. Vor 
diesem Hintergrund ist der Beschluss des 
Gemeinsamen Bundesausschusses, dass die 
PPP-RL in psychiatrischen Einrichtungen 
weiterhin ohne Konsequenzen ignoriert 
werden kann, ein fatales Signal. 

Bundesgesundheitsminister Karl Lauter-
bach (SPD) will die durch die Einführung 
der Fallpauschalen (Diagnosis Related 
Groups, DRG) ausgelöste Spirale aus weni-
ger Personal, mehr Fällen, Überlastung und 
Berufsflucht durchbrechen. Gut so! Doch 
dafür reicht es nicht, nur einen Teil der 
Einnahmen über sogenannte Vorhaltebud-
gets zu finanzieren. Nach der Pflege am 

Entscheidende Phase 
von Sylvia Bühler

Quelle: KPMG 2023; mit den Daten derjenigen Kliniken, die zur Teilnahme an der Erprobung verpflichtet wurden werkzwei Detmold

Zu wenig Pflegepersonal 
So weit liegt die Personalbesetzung unter der PPR 2.0 (im Median):

KindermedizinErwachsenenmedizin:
Jede*r Vierte fehlt (27,3 %)

Kindermedizin:
Jede*r Fünfte fehlt (20,5 %)

EDITORIAL

ver.di hat gemeinsam mit der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft und dem Deut-
schen Pflegerat die PPR 2.0 entwickelt und 
durchgesetzt. Sie soll eine bedarfsgerechte 
Personalausstattung in der Krankenhaus-
pflege sichern. Das Bundesgesundheits- 
ministerium hat das Instrument in einer 
repräsentativen Auswahl von Kranken- 
häusern testen lassen. Das Ergebnis:  
Im Median (ein Mittelwert, bei dem extre-
me Abweichungen nicht so stark ins Ge-
wicht fallen) wird 27,3 Prozent weniger 
Personal eingesetzt als laut PPR 2.0 nötig. 
In der Kindermedizin fehlen 20,5 Prozent. 
Dabei gibt es gravierende Unterschiede 
zwischen den Fachdisziplinen. So werden 
zum Beispiel in der Inneren Medizin fast  
30 Prozent, in der Kardiologie sogar 37 
Prozent zu wenige Pflegekräfte eingesetzt. 
Ab 2025 soll die PPR 2.0 für alle Kliniken 
verbindlich gelten.
 ppr20.verdi.de
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ist Mitglied im 

ver.di-Bundes-

vorstand und 

Leiterin des 

Fachbereichs 

Gesundheit, 

Soziale Dienste, 

Bildung und 

Wissenschaft.

Liebe Leser*innen,
ihr haltet die erste Ausgabe der ver.di Klinik-
zeitung in den Händen. Sie richtet sich an 
alle Beschäftigten in Akutkliniken, Psychiat-
rien, Servicegesellschaften und Reha-Einrich-
tungen. Und an alle Berufsgruppen – denn 
Krankenhaus ist Teamarbeit. Ziel sind besse-
re Arbeitsbedingungen und eine angemes-
sene Bezahlung. Das erreichen wir nur 
gemeinsam. Indem wir uns zusammen-
schließen und uns mit ver.di stark machen. 
So, wie es viele Kolleg*innen machen, über 
die in dieser Zeitung berichtet wird. Die  
ver.di Klinikzeitung erscheint mindestens 
zweimal im Jahr. Sie möchte nützlich sein 
und die gewerkschaftliche Organisierung 
unterstützen. Wenn ihr sie im Betrieb ver-
teilen wollt, könnt ihr kostenlos eine be- 
liebige Anzahl bestellen. Die Bestellung 
kann jederzeit erhöht, reduziert oder ge-
stoppt werden. Schreibt einfach eine Mail 
mit einer Postadresse und der Stückzahl 
sowie eurem Namen und Betrieb an:  
gesundheit-soziales@verdi.de
Dort könnt ihr auch Kritik, Lob und Wün-
sche loswerden. Viel Spaß beim Lesen!

Eure Redaktion

INFOGRAFIK

Bett müssen nun sämtliche Personalkosten 
aus den Fallpauschalen genommen wer- 
den – als ersten Schritt zur vollständigen 
Abschaffung des DRG-Systems. 

Der Gesetzgebungsprozess soll noch in 
diesem Jahr starten. Es ist höchste Zeit. 
Patient*innen und Beschäftigte warten 
schon lange auf eine Reform, die die drin-
gend notwendigen Verbesserungen bringt. 
Die Reform wirkt aber frühestens 2027. Bis 
dahin wird es viele bedarfsnotwendige 
Kliniken nicht mehr geben, wenn die Regie-
rung nicht kurzfristig hilft. Um Klinikschlie-
ßungen aus rein wirtschaftlichen Gründen 
zu verhindern, braucht es ein Nothilfepro-
gramm von rund zehn Milliarden Euro. Das 
ist gut investiertes Geld, es sichert die flä-
chendeckende Gesundheitsversorgung. 
Wird diese durch unkontrollierte Insolven-
zen gefährdet, wären die Folgekosten um 
ein Vielfaches höher. Ganz zu schweigen 
von dem damit verbundenen mensch- 
lichen Leid und vermeidbaren Todesfällen.  
Wir stehen vor entscheidenden Wochen. 
Wir mischen uns ein! 

KOMMENTAR ZUR KRANKENHAUSREFORM

Immer aktuell informiert  
über Entwicklungen und  
Positionen im Bildungs-,  
Gesundheits- und Sozialwesen, Infos für  
Beschäftigte, Betriebsräte und Interessierte.  
   Hier abonnieren: t1p.de/nl-abo

   NEWSLETTER  Gesundheit und Soziales
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»Etwas mehr Gerechtigkeit« wünschen 
sich die Beschäftigten der 2004 ausge-
gliederten Servicegesellschaft KMD am 
Uniklinikum Mannheim schon lange. Jetzt 
machen sie öffentlich dagegen mobil, 
dass sie gegenüber den Stammkräften 
systematisch benachteiligt werden, weil 
für sie kein Tarifvertrag gilt. Ihre erste 
Forderung ist eine Prämie von 3.000 Euro 
zum Inflationsausgleich. Für die Kol-
leg*innen der Uniklinik ist diese Teil des 
im Frühjahr erkämpften Tarifergebnisses. 
Doch die etwa 700 bei der KMD ange-
stellten Servicekräfte gehen bislang leer 
aus. »Das war schon bei der Corona-Prä-
mie so, die nur 100 von uns bekommen 
haben«, berichtet der Betriebsratsvorsit-
zende Christof Kramer. »Diese Ungerech-
tigkeit spüren wir auch jedes Jahr, wenn 
im Klinikum das Weihnachts- und Ur-

laubsgeld bezahlt werden. Damit muss 
endlich Schluss sein!«

Erster Schritt soll ein Tarifvertrag über 
die Inflationsausgleichsprämie sein. Über 
400 Kolleg*innen haben das in einer 
Petition eingefordert. 150 demonstrierten 
Mitte September vor der Klinik, um ihrem 
Anliegen öffentlich Gehör zu verschaffen. 
Als nächstes soll der gewerkschaftliche 
Organisationsgrad in der KMD gesteigert 
werden, wo Kolleg*innen in Reinigung, 
Spülküche, Küche, Bettenaufbereitung, 
Patientenlogistik, Wachschutz, Stations-
service, Lager und Logistik tätig sind. 
»Ohne uns würde das Klinikum keinen 
Tag funktionieren«, sagt der Gebäude- 
reiniger Christof Kramer selbstbewusst. 
»Unsere Arbeit wird gebraucht und muss 
angemessen bezahlt werden. Das müssen 
wir dem Arbeitgeber klar machen.«

Am 1. Januar 2024 knallen bei den rund 
200 Servicebeschäftigten im Städtischen 
Krankenhaus Kiel die Sektkorken – und 
das nicht nur wegen Neujahr. Zum Jahres-
wechsel wird die 2004 ausgegliederte 
Tochtergesellschaft SKK Service GmbH 
laut Beschluss der Stadt Kiel wieder mit 
dem Klinikum verschmolzen. Damit en-
den zwei Jahrzehnte der Schlechterstel-
lung dieser Kolleg*innen, die zum Beispiel 
in den Bereichen Reinigung, Küche und 
Krankentransport arbeiten. Vor drei Jah-
ren organisierte sich die Mehrheit von 
ihnen in ver.di und stellte insgesamt fünf 

Warnstreiktage auf die Beine. Hinzu kam 
politischer Druck auf die Stadt, die 
schließlich entschied, nicht nur den Tarif-
vertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) 
zur Geltung zu bringen, sondern die Ser-
vicebeschäftigten auch wieder direkt im 
Klinikum anzustellen. »Damit haben wir 
die Gehälter deutlich angehoben und 
unser wichtigstes Ziel erreicht: ein Betrieb, 
eine Belegschaft, ein Tarifvertrag«, erklärt 
der ver.di-Sekretär Christian Godau. »Das 
ist in Krankenhäusern in ganz Schleswig-
Holstein bisher einzigartig – ein toller 
Erfolg, der Nachahmer finden sollte.«

»Ohne uns funktioniert es nicht«
Servicebeschäftigte am Uniklinikum Mannheim fordern Anerkennung.

Servicekräfte kehren zurück
Kiel: Beschäftigte der Tochtergesellschaft gehören ab Neujahr wieder dazu.

MedLab Görlitz: Warnstreiks
Gleicher Lohn für gleiche Arbeit.  
Das fordern die Beschäftigten des 
Medizinischen Labors am Städti-
schen Klinikum Görlitz. Deren frühe-
res Zentrallabor wurde vor 18 Jahren 
ausgegliedert. Seither sind die Be-
schäftigten nicht mehr durch einen 
Tarifvertrag geschützt. Eine Medizi-
nisch-Technische Assistentin verdient 
etwa 350 Euro weniger im Monat als 
eine MTA im Klinikum. Um dieses 
»Zwei-Klassen-System« zu beseitigen 
und einen Tarifvertrag durchzuset-
zen, haben die Kolleg*innen bereits 
vier Warnstreiktage organisiert. 

TVöD für alle an der Spree
Das Lohndumping in den öffentli-
chen Krankenhäusern Berlins hält 
an: Immer noch verdienen die Be-
schäftigten der Tochterunternehmen 
von Charité und Vivantes monatlich 
mehrere hundert Euro weniger als 
ihnen nach dem Tarifvertrag für den 
öffentlichen Dienst (TVöD) zustehen 
würde. »TVöD für alle an der Spree« 
war denn auch das Motto, mit dem 
Kolleg*innen am 23. September vor 
dem SPD-Landesparteitag protestier-
ten. Sie wollten die Regierungspartei 
an das Versprechen des Berliner 
Koalitionsvertrags erinnern, die Be-
schäftigten der Töchter »schnellst-
möglich« in die Muttergesellschaften 
zurückzuführen und nach dem  
Flächentarifvertrag des öffentlichen 
Dienstes  zu bezahlen.

Bernd GräfAm 14. September demonstrierten  

150 Servicebeschäftigte vor der Uniklinik  

Mannheim für den Inflationsausgleich.

   NEWSLETTER  Gesundheit und Soziales
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NICHT ABHÄNGEN LASSEN!NICHT ABHÄNGEN LASSEN!NICHT ABHÄNGEN LASSEN!
TARIFRUNDE DER LÄNDER

»Auch für Auszubildende und 
dual Studierende steht in dieser 
Tarifrunde das Geld im Vorder-
grund. Wir alle spüren die 
Inflation. Wir erlernen wichtige 
Berufe, die dringend gebraucht 
werden. Dabei müssen wir 
unseren Lebensunterhalt 
bestreiten können, ohne auf 
Unterstützung der Eltern ange-
wiesen zu sein. Auch brauchen 
wir eine unbefristete Übernah-
megarantie, um eine sichere 
Zukunft zu haben. Ganz klar 
ist: Das bekommen wir nicht 
geschenkt. Auszubildende und 
dual Studierende müssen sich 
selbst einbringen und zu einem 
guten Tarifabschluss beitragen. 
Es geht um unsere Zukunft.«

»Ich habe an mir selbst festgestellt, 
dass ich über die Arbeitsbedingun-
gen maule, aber nichts dagegen 
unternehme. Das möchte ich 
nicht mehr. Wenn wir wollen, dass 
der Wert unserer Arbeit anerkannt 
wird, müssen wir uns zeigen und 
die Stimme erheben. Die Inflation 
entwertet unsere Gehälter, das ist 
gerade für die niedrigen Lohn-
gruppen ein Riesenproblem. Des-
halb fordern wir mehr Geld. Doch 
es geht noch um etwas anderes: 
Wir wollen den solidarischen Zu-
sammenhalt und unsere Durch-
setzungskraft entwickeln. Wenn 
wir stark genug sind, startet nach 
den Lohnverhandlungen bei uns 
an der MHH die Bewegung für 
Entlastung. Das motiviert viele. 
Die Streikbereitschaft ist hoch, 
etliche sind schon ver.di-Mitglied 
geworden. Wir jammern nicht 
mehr, jetzt tun wir was.«

»Mit der Forderung nach 10,5 Pro-
zent, mindestens aber 500 Euro 
mehr im Monat haben wir uns an 
der Tarifforderung bei Bund und 
Kommunen orientiert. Das ist ein 
klares Signal: Die Landesbeschäf-
tigten wollen von der Tarifent-
wicklung im öffentlichen Dienst 
nicht abgekoppelt werden. Hier 
im Rhein-Main-Gebiet spüren wir 
schon jetzt, dass in kommunalen 
Einrichtungen besser bezahlt wird. 
Wenn die Länder genug Arbeits-
kräfte gewinnen und halten wol-
len, müssen sie die Löhne deutlich 
erhöhen. Klar ist aber wohl: Von 
alleine machen sie das nicht. In 
den Kommunen haben 500.000 
Warnstreikende die Arbeitgeber 
zu Zugeständnissen bewegt. Das 
müssen auch wir schaffen. Keiner 
macht es für uns.«

Sarah Meurer studiert Medizin-
technische Wissenschaften an der 
Dualen Hochschule Baden-Würt-
temberg und am Zentrum für 
Psychiatrie (ZfP) Südwürttemberg. 
Sie ist stellvertretendes Mitglied der 
Bundestarifkommission von ver.di.

Isabel Friedrichs ist OP-Pflegerin 
an der Medizinischen Hochschule 
Hannover.

Richard Ulrich ist Gesundheits- 
und Krankenpfleger am Uniklini-
kum Frankfurt und Mitglied der  
ver.di-Bundestarifkommission für 
den öffentlichen Dienst.

Los geht’s mit den Tarifverhandlungen für die rund 1,2 Millionen  
Landesbeschäftigten (außer Hessen). Diese wollen sich von der Ein-
kommensentwicklung im restlichen öffentlichen Dienst nicht abhän-
gen lassen. Die ver.di-Bundestarifkommission hat deshalb dieselbe 
Forderung beschlossen, für die im Frühjahr hunderttausende Be- 
schäftigte von Bund und Kommunen auf die Straße gegangen sind: 
10,5 Prozent, mindestens aber 500 Euro mehr im Monat. Dafür gilt  
es, gemeinsam Druck zu machen. Denn zusammen geht mehr! zusammengehtmehr.verdi.de

pr
iv

at
 (3

)

4



Winter 2023/24Klinik ZEITUNG

NICHT ABHÄNGEN LASSEN!NICHT ABHÄNGEN LASSEN!NICHT ABHÄNGEN LASSEN!
Wir fordern

Wir erwarten 

10,5 Prozent, mindestens aber 
500 Euro mehr im Monat

Tarifvertrag für studentische  
Beschäftigte (TVStud)

Für den Sozial-und Erziehungs-
dienst: Übernahme der Verbesse-
rungen aus dem Tarifabschluss  
mit den Kommunen im Jahr 2022

Für den Gesundheitsdienst in den 
Zentren für Psychiatrie (ZfP)  
Baden-Württemberg: Tarifierung  
der bisher nur außertariflich  
gezahlten Zulage

Für die ambulante und stationäre 
Pflege im Justiz-und Maßregelvoll-
zug sowie in den Landeskranken-
häusern: dynamische Zulage für  
Pflegekräfte, wie an den Unikliniken

Für die Stadtstaaten Hamburg,  
Bremen und Berlin: Zulage von 300 
Euro (Nachwuchskräfte 150 Euro)

Zeit- und inhaltsgleiche Über-
tragung auf die 1,3 Millionen 
Beamt*innen 

200 Euro monatlich mehr  
für Nachwuchskräfte

Unbefristete Übernahme  
der Auszubildenden

Laufzeit zwölf Monate

zusammengehtmehr.verdi.de

Quelle: BMF, Steuerschätzung vom November 2022; Werte ab 2022: Schätzung werkzwei Detmold
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Besonders die Bundesländer profitieren von steigenden Steuereinnahmen. Sie können sich höhere Löhne  
durchaus leisten.
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Peter Sztatelman ist Erzieher an der Uniklinik Köln.

»         Die Inflation macht besonders den         
   unteren Lohngruppen schwer zu schaffen. 	
        Deshalb ist unsere Forderung  
    nach dem Mindestbetrag von 500 Euro 
im Monat so wichtig. Um sie durchzusetzen,  
          bauen wir jetzt Stärke auf.

Susanne Reimer-Jahr ist Krankenschwester  
am Uniklinikum des Saarlandes.

» Unser Ziel in dieser Tarifbewegung ist klar: 	         	
      Wir müssen die Lücke zur Bezahlung  
  bei Bund und Kommunen schließen.  
	 Schon jetzt wandern die Leute ab.  
    Das müssen wir stoppen. Daran sollten auch 
 	 die Arbeitgeber ein Interesse haben.

Ob an Unikliniken, Hochschulen oder  
	 anderen Landeseinrichtungen –       
wir haben überall dieselben Probleme.  
       Wir alle brauchen dringend mehr Geld.     
  Das erreichen wir nur gemeinsam.

Julia Schmidt ist Verwaltungsangestellte  
an der Ruhr-Uni Bochum.

»
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Klinkzeitung: Ihr habt als Betriebsrat 
eine Vereinbarung mit der Klinikleitung 
über den Einsatz von Leiharbeit in der 
Pflege und im Erziehungsdienst geschlos-
sen. Was habt ihr erreicht?

Matthias Maning: Wir verhindern, dass 
die Stammkräfte durch den Leiharbeiter-
einsatz benachteiligt werden. Die Leih- 
 

beschäftigten werden nur in den Lücken 
eingesetzt, die bei der Dienstplanung 
entstehen. Sie sollen die Stammkräfte 
entlasten, die sonst in unzureichend be-
setzten Schichten arbeiten müssten.

In vielen Kliniken werden die Stammkräfte 
um die Leihbeschäftigten herum geplant, 
was die Festanstellung noch unattraktiver 
macht.  

Matthias Maning: Bei uns ist es umge-
kehrt. Die Dienstplanung der Station hat 
Vorrang. Für die verbleibenden Lücken 
werden Leiharbeitskräfte gesucht.

Michael Westphal: Auch die Leihbe-
schäftigten reichen nach wie vor ihre 
Dienstplanwünsche bei ihrer Firma ein.  
Da wir aber nur für bestimmte Schichten 
suchen, werden meist nicht dieselben 
Kolleg*innen eingesetzt, sondern ver-
schiedene – je nachdem, wie es gerade 
zeitlich passt. Der einzige Nachteil daran 
ist, dass das Leihpersonal öfter wechselt.

Umso wichtiger ist eine gute Einarbei-
tung. Was habt ihr da vereinbart? 

Matthias Maning: Wir haben festge-
schrieben, dass alle Leiharbeiter vor dem 
ersten Einsatz richtig eingewiesen werden, 
vor allem bei den Medikamenten, aber 
auch beim Arbeitsschutz, beim Daten-
schutz und so weiter. Geschieht das nicht, 
müssen die Stammkräfte sie während des 
Dienstes einarbeiten – das ist keine Entlas-
tung. Deshalb muss die Einweisung vorab 
geklärt und gegenüber dem Betriebsrat 
dokumentiert sein.

Wäre es nicht besser, alles mit Stamm- 
beschäftigten zu machen? 

Matthias Maning: Auf jeden Fall. Wir 
baden jetzt die Fehler der Vergangen-
heit aus. In den 1990er Jahren hatten 
wir auf fünf Stellen 100 Bewerberinnen 
und Bewerber. Seither sind die Berufe im 
Gesundheitswesen immer unattraktiver 
geworden, wegen der hohen Belastung 
und der unzureichenden Bezahlung. 
Leiharbeit wird da von manchen als Aus-
weg gesehen. Wir meinen: Wo es ohne 
Leiharbeit nicht geht, sollten wir als 
Interessenvertretung versuchen, sie im 
Sinne aller Kolleginnen und Kollegen zu 
regulieren.

  t1p.de/leiharbeit-psych

Matthias Maning (links) ist Betriebsratsvor-

sitzender im Asklepios-Fachklinikum Lübben, 

Michael Westphal (rechts) sein Stellvertreter.
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Kürzer arbeiten, mehr Geld
Wegweisender Tarifabschluss bei den 
Waldkliniken Eisenberg in Thüringen: Die 
Wochenarbeitszeit der rund 700 Beschäf-
tigten wird bis 2028 von 40 auf 35 Stun-
den verkürzt – ohne Lohnverlust. Die 
Gehälter steigen um bis zu neun Prozent, 
plus Einmalprämie von 3.000 Euro. Hinzu 
kommen mehr Urlaub, eine bessere Ver-
einbarkeit von Beruf und Privatleben so-
wie die Einbeziehung der Tochterunter-
nehmen. So geht Tarifpolitik in Zeiten des 
Arbeitskräftemangels.

t1p.de/tv-eisenberg

PPP-RL bleibt Papiertiger
Verstöße gegen die Personalvorgaben in 
der Psychiatrie (PPP-RL) bleiben laut Be-
schluss des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses (G-BA) weiter ohne Konsequen-
zen. »Das fatale Spiel auf Zeit geht 
weiter«, kritisierte ver.di-Bundesvor-
standsmitglied Sylvia Bühler. »Die PPP-RL 
darf nicht länger ein Papiertiger sein. 
Wenn der G-BA seiner Verantwortung 
nicht nachkommt, muss die Regierung 
einschreiten und entsprechende Vorgaben 
machen.« 
  t1p.de/fatales-spiel-ppp-rl

Erster Streik – und was für einer!
Beschäftigte der DRK-Kliniken Berlin machen mehrere Stationen dicht.

Eine Premiere mit Knalleffekt: Rund 700 
Beschäftigte der drei Berliner DRK-Klini-
ken haben am 11. Oktober die Arbeit 
niedergelegt – zum ersten Mal über-
haupt. Notaufnahmen mussten abgemel-
det, Operationen und ambulante Behand-
lungen verschoben, Funktionsdienste wie 
Radiologie und Endoskopie geschlossen 
und sieben Stationen komplett dicht ge-
macht werden. »Aufgrund der enormen 
Streikbereitschaft hätten es auch doppelt 
so viele geschlossene Stationen sein kön-
nen«, berichtete die ver.di-Gewerkschafts-
sekretärin Dana Lützkendorf. »Doch um 
die Notversorgung nicht zu gefährden, 
mussten wir streikbereite Kolleg*innen 
auf die Stationen schicken. Sie wurden 
mit großem Applaus bedacht, denn sie 
sind Teil unserer Bewegung.«

Teil des Streiks waren auch etwa 150 
Kolleginnen der DRK-Schwesternschaft, 
die sich mit ver.di für eine bessere Bezah-
lung einsetzen wollen. »Ob Angestellte 

der Klinik, DRK-Schwestern, Pflege,  
Therapeut*innen oder Verwaltung – wir 
stehen alle zusammen für einen Aus-
gleich der Reallohnverluste«, erklärte die 
Anästhesiepflegerin Christine Schramm, 
die sich in der ver.di-Tarifkommission 
engagiert. »Wir leisten Knochenarbeit für 
eine gute Gesundheitsversorgung. Dafür 
wollen wir auch faire Löhne.« 

Einen Schritt in diese Richtung haben 
die DRK-Beschäftigten getan: Wenige 
Tage nach dem Streik akzeptierte der 
Arbeitgeber am 17. Oktober ein Ver-
handlungsergebnis, mit dem die Gehälter 
binnen zwei Jahren um durchschnittlich 
knapp zwölf Prozent angehoben werden, 
plus 3.000 Euro Einmalzahlungen zum 
Inflationsausgleich. »Die Erhöhung liegt 
noch ein wenig über dem Tarifergebnis 
des öffentlichen Dienstes«, erklärte  
Lützkendorf. »Die tolle Aktionsbereit-
schaft hat sich ausgezahlt. Darauf bauen 
wir auf.«

DEUTSCHES ROTES KREUZ

Regeln für die Leiharbeit
Betriebsvereinbarung im Asklepios-Fachklinikum Lübben
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Rehasan-Ostseeklinik Prerow: Beschäftigte erzwingen mit 
Streiks Tarifverhandlungen.

Angefangen hat es vor anderthalb Jahren 
mit nur sieben ver.di-Mitgliedern. Jetzt ist 
die Mehrheit der gut 100 Beschäftigten 
der Rehasan-Ostseeklinik Prerow gewerk-
schaftlich organisiert. Sie wollen nicht 
länger hinnehmen, dass der Arbeitgeber 
die Löhne und Arbeitsbedingungen nach 
Gutdünken einseitig festlegt. Dieser 
wollte zunächst nicht über einen Tarifver-
trag mit ver.di verhandeln. Erst als die 
Kolleg*innen mehrfach streikten, kam 
der Klinikbetreiber an den Verhandlungs- 
tisch – ein erster Erfolg. 

»Die Bezahlung und die Arbeitsbe-
dingungen sind unterirdisch, da muss 
einfach was passieren«, sagt der Sport-
therapeut Max Schattschneider. Wie viele 
andere ist er vor einigen Monaten ver.di 
beigetreten. »Bis dahin wusste ich gar 

nicht so genau, was Gewerkschaften 
überhaupt machen«, berichtet der 
36-Jährige. Jetzt ist er Mitglied der ver.di- 
Tarifkommission und fest entschlossen, 
gemeinsam mit seinen Kolleg*innen 
einen Tarifvertrag zu erreichen. 

Dafür demonstrierte die Belegschaft 
zunächst mit einer aktiven Mittagspause 
und einem Warnstreik. Im Juni legte sie 
fünf Tage am Stück die Arbeit nieder – 
mit guter Beteiligung der verschiedenen 
Berufsgruppen, von der Pflege über das 
Servicepersonal und die Therapie bis  
hin zur Haustechnik. Daraufhin trat  
die Klinikleitung endlich in Verhandlun-
gen ein.

»Sehr aufregend« sei der erste Streik 
gewesen, erinnert sich Max Schattschnei-
der. Aber auch motivierend: »Man arbei-

Am Klinikum Dortmund hat es schon  
Tradition: Die Jugend- und Auszubilden-
denvertretung (JAV) gestaltet für jeden 
neuen Ausbildungskurs einen Begrüßungs- 
tag – mit Veranstaltungen, Gesprächen 
und Schnitzeljagd übers Klinikgelände. 
»Wir wollen vermitteln: Ihr habt Rechte. 
Und bei Problemen könnte ihr euch  
Unterstützung holen – bei uns, beim 
Betriebsrat und bei ver.di«, erklärt die 
JAV-Vorsitzende Viktoria Makarov. Und 
Probleme gibt es einige. Zum Beispiel, 
dass Auszubildende kurzfristige dort ein-

gesetzt werden, wo Personal fehlt. »Das 
ist nicht Sinn der Sache. Auszubildende 
sollen ausgebildet werden, nicht Lücken 
stopfen«, betont die Krankenpflegerin. 
»Deshalb arbeiten wir an einer Betriebsver-
einbarung, die dem einen Riegel vorschiebt 
und die Ausbildungsqualität sichert.« 
Wichtig findet die 25-Jährige, junge Kol-
leg*innen für die Gewerkschaft zu ge- 
winnen. »In der Tarifrunde im Frühjahr 
haben wir gezeigt, was wir zusammen 
bewegen können. So machen wir weiter.«                   

 ausbildung.info

Ausbilden, nicht Lücken stopfen

Zusammen arbeiten, zusammen kämpfen

Begrüßungstag der JAV am Klinikum Dortmund

MELDUNGEN

tet zusammen, man kämpft zusammen. 
Ein cooles Gefühl.« Von seinem Arbeit-
geber ist der Sporttherapeut hingegen 
enttäuscht. Dieser habe die Belegschaft 
immer wieder hingehalten. »Wenn das 
so weitergeht, werden wir wieder strei-
ken müssen«, meint der 36-Jährige. 

Bereits die ersten Streiks hatten mas-
sive Auswirkungen. Statt der üblichen 
Anwendungen wurden Rätselhefte an die 
Patient*innen verteilt. Therapien mussten 
abgesagt, Aufnahmen verschoben wer-
den. Viele Patient*innen beschwerten 
sich – allerdings nicht bei den Streiken-
den, sondern bei den Kostenträgern. 
»Deren Druck hat offenbar dazu geführt, 
dass Rehasan nun mit uns am Tisch 
sitzt«, erklärt die ver.di-Verhandlungsfüh-
rerin Dörte Kutzner. »Wenn das Unter-
nehmen vermeiden will, dass es erneut 
dazu kommt, muss es rasch ein verhan-
delbares Angebot vorlegen.«
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MITMACHEN UND GEWINNEN

Im rechten Bild sind zehn Fehler versteckt. 
Wer sie findet und ver.di-Mitglied ist, kann 
gewinnen.
 

Unter den Einsender*innen verlosen wir 
dieses Mal zehn Tassen mit TOM-Comic. 
Lösung an: ver.di Fachbereich C »Klinik- 

Rätsel«, Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin 
oder als E-Mail an:  
gesundheit-soziales@verdi.de 

Mein Arbeitsplatz: Finde die Fehler
Einsendeschluss: 15. März 2024
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Mediclin Bosenberg: In Siebenmeilenstiefeln zum Tarifvertrag

Am Ende geht‘s immer  

ums Anfangen …

Als die Gewerkschaftssekretärin Lisa Summkeller im Frühjahr 
erstmals zur Betriebsversammlung bei den Mediclin Bosenberg 
Kliniken im saarländischen St. Wendel eingeladen wurde, gab 
es dort nur 15 ver.di-Mitglieder. Die Beschäftigten wollten 
wissen, wie sie einen Tarifvertrag bekommen. Denn in der 
Reha-Einrichtung liegen viele Gehälter um hunderte Euro 
unter denen des öffentlichen Dienstes. »Ich habe erklärt, dass 
bestimmte Meilensteine erreicht werden müssen, damit wir 
durchsetzungsfähig sind«, berichtet 
Summkeller. 

»Sobald ein Drittel der 210 Beschäftigten organisiert ist, wird 
eine Tarifkommission gewählt. Ab der Hälfte fordern wir den 
Arbeitgeber zu Tarifverhandlungen auf.« 

Diese Meilensteine haben die Aktiven am Bosenberg in 
Siebenmeilenstiefeln erreicht. Schon nach vier Monaten war 
die Marke von 70 Mitgliedern genommen, am 1. September 
waren es 105 – ver.di forderte den Arbeitgeber zu Tarifver-

handlungen auf. Diese sollen am 30. Oktober (nach Re-
daktionsschluss) starten. Inzwischen sind 127 und damit 
eine deutliche Mehrheit der Beschäftigten in ver.di organi-
siert. »Die Ungerechtigkeit treibt uns an«, sagt die Be-
triebsratsvorsitzende Jacqueline Heylmann, die sich in der 
ver.di-Tarifkommission engagiert. »Wenn es in den ver-
gangenen Jahren Lohnerhöhungen gab, dann nach Gut-
dünken. Besonders diejenigen, die ohnehin wenig ver-
dienen, wurden komplett abgehängt.« 

2022 kündigten binnen weniger Wochen 30 Pfle-
gekräfte. »Wenn die Klinik eine Zukunft haben will, 
muss sie anständig bezahlen. Unser Ziel ist der Tarif-
vertrag für den öffentlichen Dienst«, stellt die Kran-
kenpflegehelferin klar. »Und wenn der Arbeitgeber 
das nicht einsieht, haben wir mit der gut organisier-
ten Belegschaft viele Mittel, es ihm beizubringen.«
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